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Graz, 3. Oktober 2012
LH-Stv. Schrittwieser unterstreicht Notwendigkeit von Sozialleistungen
Armutsbericht: 160.000 Steirer von Armut gefährdet
Gemeinsam mit dem Chef der Landesstatistik, Martin Mayer, präsentierte heute (3. Oktober 2012) Soziallandesrat Siegfried Schrittwieser den Armutsbericht 2010. Demzufolge sind 13,6% der Bevölkerung, also rund 160.000 Personen, armutsgefährdet, das heißt, sie müssen mit weniger als 980 Euro im Monat ihr Auslangen finden. Zwar hat sich dieser Wert gegenüber den Vorjahren kaum verändert – dennoch mahnt Schrittwieser als Zeichen der Solidarität die Einführung von vermögensbezogenen Steuern ein. Außerdem unterstreicht er die Notwendigkeit von Sozialleistungen.
„Es ist bedauerlich, dass in einem derart reichen Land wie Österreich ein Achtel der Bevölkerung von Armut bedroht ist“, kritisiert der steirische Soziallandesrat, der „im Sinne einer sozialen Gerechtigkeit“ die Einführung von vermögensbezogenen Steuern fordert. Gleichzeitig hebt er die Notwendigkeit von Sozialleistungen hervor. „Der Armutsbericht bestätigt, dass Sozialleistungen und Pensionen enorm zur Reduktion von Armut beitragen – ohne diese Sozialleistungen würde die Armutsgefährdungsquote nämlich sonst bei 44 Prozent liegen“, zitiert Schrittwieser aus der Studie der Landesstatistik.
Allein in der Steiermark wendet die öffentliche Hand (Land und Gemeinden) über die bedarfsorientierte Mindestsicherung rund 78 Millionen Euro auf, um Menschen in Notlagen finanziell zu unterstützen. „Doch die Mindestsicherung ist nicht nur eine Geldleistung, sondern auch ein Trampolin in den Arbeitsmarkt“, bekräftigt Schrittwieser. In Zusammenarbeit mit dem Arbeitsmarktservice konnten bereits mehr als 1900 Menschen erfolgreich in den Arbeitsmarkt integriert werden. „Somit ist die Mindestsicherung auch ein wichtiges Instrument im Kampf gegen Armutsgefährdung, wenn man bedenkt, dass bei Arbeitslosen die Armutsgefährdungsquote bei sehr hohen 41% liegt“, so Schrittwieser.
Weitere wichtige Sozialleistungen des Landes sind die Wohnbeihilfe mit einem Budget von knapp 50 Millionen Euro, die Pendlerbeihilfe sowie der Heizkostenzuschuss für sozial Schwächere. Außerdem fördert das Land die Schuldnerberatung mit rund 700.000 Euro pro Jahr, um Menschen aus ihrer krisenhaften Situation herauszuhelfen.

Auch der Faktor Bildung spielt eine zentrale Rolle hinsichtlich Armutsgefährdung. „Daher ist es mir wichtig, in dieser Frage bereits bei der Jugend anzusetzen“, erklärt der Soziallandesrat. Er verweist auf mehrere Initiativen des Landes im Lehrlingsbereich, etwa den Bildungsscheck für Lehrlinge und Lehrabsolventen, sowie auf das beispielhafte Modell der Produktionsschulen, wo demnächst ein fünfter Standort in der Steiermark eingerichtet wird.
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